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Informationen zum Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung 
Gut zu wissen - für die Steuererklärung 

Im Rahmen des Bürgerentlastungsgesetzes haben die Krankenkassen gegenüber der 
Finanzverwaltung bestimmte Meldepflichten über die von den Mitgliedern gezahlten Beiträge zu 
erfüllen. 

Die KNAPPSCHAFT hat hierzu für Sie einen Überblick über die wichtigsten Informationen, die 
sich aus diesem Nachweisverfahren ergeben, zusammengestellt. Detaillierte Informationen - 
und auch rechtsverbindliche Auskünfte - zu steuerlichen Fragen kann Ihnen das zuständige 
Finanzamt oder ein Steuerberater geben. 

Welche Daten werden im Rahmen des Bürgerentlastungsgesetzes gemeldet? 

• Die KNAPPSCHAFT als Krankenkasse meldet die Höhe der im jeweiligen Kalenderjahr
selbst durch die Mitglieder gezahlten Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung. Hierbei
handelt es sich überwiegend um Beitragszahlungen zur freiwilligen Krankenversicherung,
als Student oder aus Versorgungsbezügen. Seit dem 1. Januar 2015 ist von den Mitgliedern
der KNAPPSCHAFT ein Zusatzbeitrag zu zahlen. Dieser Zusatzbeitrag ist originärer
Bestandteil des Krankenversicherungsbeitrages und aus diesem Grund wird die Höhe der
selbst gezahlten Krankenversicherungsbeiträge inklusive des Zusatzbeitrags maschinell an
die Finanzverwaltung übermittelt. Erstattete Beiträge sowie die ausgeschütteten Prämien
(z. B. für die Wahltarife Selbstbehalt, Leistungsfreiheit oder prosper/proGesund) bzw.
Bonuszahlungen für gesundheitsbewusstes Verhalten sind ebenfalls zu melden. Neben
diesen Daten werden auch der Name, das Geburtsdatum, die Anschrift des Mitglieds sowie
die steuerliche Identifikationsnummer an die Finanzverwaltung weitergeleitet.

Warum werden die Daten an das Finanzamt übermittelt? 

• Nach dem Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung sind alle Aufwendungen
steuerlich abzugsfähig, die dazu dienen, ein Versorgungsniveau abzusichern, das im
Wesentlichen dem Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenversicherung und sozialen
Pflegeversicherung entspricht. Die gezahlten Beiträge gelten als Sonderausgaben und
mindern das zu versteuernde Einkommen und damit die Steuerlast.

Berücksichtigt werden dabei Beitragserstattungen sowie die ausgeschütteten Prämien
(z. B. für die Wahltarife Selbstbehalt, Leistungsfreiheit oder prosper/proGesund) bzw.
Bonuszahlungen für gesundheitsbewusstes Verhalten, weil diese die abzugsfähigen
Vorsorgeaufwendungen mindern.

Wer übermittelt die Daten an das Finanzamt? 

• Der Rentenversicherungsträger übermittelt mit der Rentenbezugsmitteilung die von ihm
einbehaltenen Beiträge bzw. gezahlten Beitragszuschüsse direkt an das Finanzamt.

• Die Zahlstelle von Versorgungsbezügen meldet die von ihr an dem Versorgungsbezug
einbehaltenen Beiträge bei Pflichtversicherten.

• Bei Arbeitnehmern wird die Lohnsteuerbescheinigung direkt durch den Arbeitgeber an das
Finanzamt weitergegeben. Darin ist auch der Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrag
enthalten. Gleiches gilt für freiwillig versicherte Arbeitnehmer, für die der Arbeitgeber die
Beiträge zur freiwilligen Krankenversicherung und zur sozialen Pflegeversicherung direkt am
Gehalt einbehält und an die Krankenkasse abführt (so genanntes Firmenzahlerverfahren).
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Wann werden die Daten an das Finanzamt übermittelt? 

• Die Daten sind von der Krankenkasse gegenüber der Finanzverwaltung bis spätestens
letzten Tag des Monats Februar des Folgejahres für das abgelaufene Kalenderjahr zu
melden. Von unserer Meldung an das Finanzamt erhalten unsere Mitglieder als
besonderen Service automatisch einen Nachweis für ihre Unterlagen.

Wie erfolgt die Zuordnung der gemeldeten Daten bei der Finanzverwaltung? 

• Die Zuordnung der gemeldeten Daten wird durch die steuerliche Identifikationsnummer
sichergestellt. Das Bundeszentralamt für Steuern hat seit August 2008 an jede in
Deutschland lebende Person eine steuerliche Identifikationsnummer vergeben und
entsprechend bekannt gegeben.

Der Gesetzgeber sieht vor, dass die gesetzlichen Krankenkassen die Steueridentifikations-
nummer im ersten Schritt bei ihren Mitgliedern zu erfragen haben. Erst dann, wenn die
Steueridentifikationsnummer von dem Mitglied nicht angegeben werden kann/wird, sind die
Krankenkassen berechtigt, diese beim Bundeszentralamt für Steuern zu ermitteln.

Welche Vorteile hat das Meldeverfahren? 

• Grundsätzlich sind alle selbst getragenen Beiträge zur Krankenversicherung (ohne den
Anteil, der auf einen Krankengeldanspruch fällt) und zur Pflegeversicherung steuerlich
abzugsfähig. In aller Regel führt dies zu einer steuerlichen Vergünstigung.

• Der Gesetzgeber bezweckt mit der maschinellen Datenübermittlung durch die Kranken-
kassen eine Vereinfachung im Nachweisverfahren für den Steuerzahler. Doch
selbstverständlich können unsere Mitglieder grundsätzlich frei entscheiden, ob ihre
Beitragsdaten übermittelt werden sollen und ob sie den damit verbundenen Vorteil nutzen
möchten.

Wie kann der Vorteil des Meldeverfahrens genutzt werden? 

• Um die selbst gezahlten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge der Finanzverwaltung
zu übermitteln, war bislang die Einwilligung des Mitglieds erforderlich. Durch das zweite
Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU - 2. DSAnpUG-EU, ist rückwirkend
zum 1. Januar 2019 eine Änderung eingetreten. Die Krankenkassen sind nun verpflichtet,
die gezahlten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge ohne Einwilligung des Mitglieds an
die Finanzverwaltung zu übermitteln.

Gibt es Besonderheiten hinsichtlich des Begriffs „Steuerjahr“ zu berücksichtigen? 

• Ja. Hat ein Mitglied in einem Kalenderjahr Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung 
selbst an die KNAPPSCHAFT gezahlt, so sind die tatsächlich gezahlten Beiträge für dieses 
Kalenderjahr unter Berücksichtigung des so genannten Zufluss-/Abflussprinzips zu 
bescheinigen. Demnach sind wiederkehrende Zahlungen grundsätzlich dem Kalenderjahr 
zuzuordnen, in dem sie geleistet worden sind.
Ein Beispiel: Ein Mitglied zahlt am 9. Januar 2019 den Beitrag für den Monat Dezember 
2018. Diese Zahlung wird steuerlich dem Kalenderjahr 2019 zugeordnet und deshalb auch 
erst bei der Datenübermittlung für das Jahr 2019 berücksichtigt. 
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• In vielen Fällen zahlen die Eltern die Beiträge für ihre selbst - z. B. als Student - versicherten
Kinder. Die maschinelle Meldung über die Höhe der gezahlten Beiträge erfolgt für das
jeweilige Mitglied. Beim Finanzamt fließen diese Meldungen zusammen; die für das
studierende Kind gemeldeten Beiträge können bei der Einkommensteuererklärung des
Elternteils vom Finanzamt berücksichtigt werden.
Beispiel: Der bei der KNAPPSCHAFT versicherte Vater bezahlt die Beiträge zur Kranken-
versicherung der Studenten für seinen unterhaltsberechtigten Sohn. Für Vater und Sohn sind
getrennte Meldungen an das Finanzamt abgegeben worden. Beide erhalten entsprechende
schriftliche Nachweise über die gemeldeten Daten. Der Vater kann in seiner Steuererklärung
die Beiträge für seinen Sohn eintragen. Das Finanzamt kann über die
Steueridentifikationsnummer des Sohnes die gemeldeten Daten der Krankenkasse abrufen.

• Die KNAPPSCHAFT ist wie alle anderen Krankenkassen gesetzlich verpflichtet, für alle
Mitglieder, die ihre Beiträge selber zahlen (z. B. freiwillige Mitglieder, Rentenantragsteller,
Studenten), die Höhe der im jeweiligem Kalenderjahr gezahlten Kranken- und
Pflegeversicherungsbeiträge und die an das Mitglied erstatteten Beiträge, Prämien bzw.
Bonus-zahlungen maschinell an die Finanzverwaltung zu melden. Eine Prüfung, ob das
Mitglied steuerpflichtig ist, hat die KNAPPSCHAFT nicht durchzuführen.

• Für den familienversicherten Angehörigen, der durch die Krankenkasse einen Bonus für
gesundheitsbewusstes Verhalten bzw. eine prosper-/proGesund-Prämie erhält, wird keine
separate Meldung an die Finanzverwaltung abgesetzt. Diese Prämien- bzw. Bonus-
zahlungen an den Familienangehörigen sind unter Angabe der Steueridentifikationsnummer
des Mitglieds für das Mitglied der Finanzverwaltung zu melden.

Stand Januar 2019 

Warum werden Beiträge für einen Krankengeldanspruch nicht berücksichtigt? 

• Bei den gemeldeten Krankenversicherungsbeiträgen inklusive der Zusatzbeiträge, Prämien
bzw. Bonuszahlungen wird unterschieden, ob das Mitglied mit bzw. ohne Anspruch auf
Krankengeld versichert ist. Dies ist deshalb von Bedeutung, weil das sozialhilferechtliche
Absicherungsniveau der Kranken- und Pflegeversicherung nicht die Zahlung von
Krankengeld und ähnlichen Leistungen umfasst. Bei einer gemeldeten Mitgliedschaft mit
Krankengeldanspruch kürzt die Finanzverwaltung die gemeldeten Beträge der
Krankenkasse daher pauschal um vier Prozent. Bei einem gesetzlich krankenversicherten
Rentenbezieher, der ausschließlich über Renteneinkünfte und Versorgungsbezüge
(Betriebsrenten) verfügt, ist dagegen keine Kürzung vorzunehmen.

Bei wem werden die für die Tochter oder den Sohn gezahlten Kranken- bzw. 
Pflegeversicherungsbeiträge berücksichtigt? 

Es besteht keine Einkommensteuerpflicht, warum erfolgt eine Meldung an die 
Finanzverwaltung? 

Gibt es Besonderheiten bei einer Bonuszahlung bzw. der prosper-/proGesund-Prämie an 
den familienversicherten Angehörigen? 
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